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Stellungnahme von Dr. Christopher Gohl zur öffentlichen Anhörung des Ausschusses für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend am 27. März 2023 zum „Entwurf eines Gesetzes zur  
Stärkung von Maßnahmen zur Demokratieförderung, Vielfaltgestaltung, Extremismus- 
prävention und politischen Bildung (Demokratiefördergesetz – DFördG)“ 
 
 

Kommentierung und Empfehlungen zum Entwurf des DFördG 
 
Das Vorhaben des „Demokratiefördergesetzes“ (DFördG) ist umstritten. Das liegt m.E. zu-
nächst am Thema (I.), aber auch an der Ausführung des Entwurfs (II.). Es kann nicht Aufgabe 
meiner Stellungnahme sein, den Entwurf auf seine Richtigkeit hin zu korrigieren. Aber ich 
will eine systematisch und historisch strukturierte Einordnung leisten, die Fragen aufwirft 
und hoffentlich eine sachliche Diskussion im Zuge demokratischen Lernens vereinfacht. 
Dem dienen auch abschließende eigene Bewertungen und Vorschläge zur weiteren Diskus-
sion (III.) 
 
 
I. Thema des DFördG: Streit um Quellen und Kultivierung eines demokratischen Ethos 
I.1 Widerspruch zum Böckenförde-Diktum 
Zunächst zum Thema: „Demokratieförderung“ berührt zentrale Fragen des Selbstverständ-
nisses unserer Demokratie und Bürgerschaft. Im Kern stellt es das Diktum des Staatsrechts-
lehrers und Verfassungsrichters Ernst-Wolfgang Böckenförde in Frage:  
 

„Der freiheitliche, säkularisierte Staat lebt von Voraussetzungen, die er selbst nicht 
garantieren kann. Das ist das große Wagnis, das er, um der Freiheit willen, eingegan-
gen ist. Als freiheitlicher Staat kann er einerseits nur bestehen, wenn sich die Frei-
heit, die er seinen Bürgern gewährt, von innen her, aus der moralischen Substanz des 
einzelnen und der Homogenität der Gesellschaft, reguliert. Anderseits kann er diese 
inneren Regulierungskräfte nicht von sich aus, das heißt mit den Mitteln des Rechts-
zwanges und autoritativen Gebots zu garantieren suchen, ohne seine Freiheitlichkeit 
aufzugeben und – auf säkularisierter Ebene – in jenen Totalitätsanspruch zurückzu-
fallen, aus dem er in den konfessionellen Bürgerkriegen herausgeführt hat.“ (Böcken-
förde 2006, S. 112) 

 
Böckenförde konkretisierte 2010: „Vom Staat her gedacht, braucht die freiheitliche Ordnung 
ein verbindendes Ethos, eine Art ‚Gemeinsinn‘ bei denen, die in diesem Staat leben. Die 
Frage ist dann: Woraus speist sich dieses Ethos, das vom Staat weder erzwungen noch ho-
heitlich durchgesetzt werden kann?" Mit dem Entwurf des DFördG widerspricht die Regie-
rung dem Böckenförde-Diktum zumindest teilweise: Der freiheitlich-demokratische Staat 
kann und will doch zur Pflege des demokratischen Ethos beitragen. Diese Auffassung unter-
stütze ich – aber unter Bedingungen. 
 
I.2 Quellen des Ethos einer freiheitlichen Demokratie 
Ethos meint die Gesamtheit von Werten, Konventionen und (mindestens informelle, aber 
daraus auch entstehende institutionelle) Praktiken, die für eine Gemeinschaft und ihre 
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Mitglieder in einem bestimmten (zeit)geschichtlichen, geographischen und öffentlichen 
Raum für den Vollzug des eigenen Lebens prägend sind. Das Ethos prägt damit die Demo-
kratie als (verfasste) Lebensform (vgl. unten). 
 
Böckenförde selbst glaubte, dieses Ethos sei vorstaatlich und speise sich aus der „gelebten 
Kultur“ aus den Quellen des Christentums, der Aufklärung und des Humanismus. Ähnli-
ches glauben Anhänger einer sog. „Leitkultur“ (Bassam Tibi), die eine solche entweder in 
deutschen, europäischen und / oder abendländischen Werten begründet sehen.  
 
Andere Positionen gehen davon aus, dass ein freiheitlich-demokratisches Ethos in demokra-
tischen Such-, Lern- und Gestaltungsprozessen selbst entsteht. Dabei verdichten sich ge-
schichtliche Erfahrungen, kulturelle und geistige Traditionen und sich bewährende Prakti-
ken des Umgangs, der Selbstregulierung und Kommunikation zu den Werten, Normen und 
Formen eines bürgerschaftlichen Comments. Ein demokratisches Ethos ist dann ein Ethos 
des friedlichen und vielfältigen Miteinanders freier und an Rechten gleicher Menschen oder 
(Staats)Bürger (je nach Grad der Inklusion und Prägung). 
 
I.3 Theodor Heuss: Demokratie als Staatsform und Demokratie als Lebensform 
Der erste Bundespräsident der Bundesrepublik, Theodor Heuss, vertrat letztere Auffassung. 
Die junge Demokratie stand aus seiner Sicht vor der Aufgabe einer doppelten „Konstitu-
tion“:  

- einerseits die Verfassung der Staatsform Demokratie in Grundgesetz und Regierungs-
praxis, wozu er auf politische Führung wie auf die „Tüchtigkeit seine(r) Beamten-
tungen“ hoffte; 

- andererseits das freiheitliche Gemeinwesen als eine von Bürgern im Alltag erfahrbare 
und mitgetragene Lebensform. Die geschriebene Verfassung sei keine „Glücksversi-
cherung“, sondern müsse durch bestimmte Formen menschlichen Verhaltens mit Le-
ben gefüllt werden. 

 
Demokratie als „Gesinnungskraft und Lebensform lebt aus dem Ehrenamt“, so Heuss 1952 
in einem Vortrag „Formkräfte einer politischen Stilbildung“. Im demokratischen Gemeinde-
wesen der kommunalen Selbstverwaltung, aber am stärksten in den freien Verbänden sei 
„immer etwas von diesem ehrenamtlichen Dem-Anderen-zur-Verfügung-Stehen vorhanden 
gewesen und vorhanden geblieben: Die vielen Freiwilligkeiten sind die Heimat und der 
Nährboden eines demokratischen Lebensstils…“ Für Heuss wie für seine Ziehtochter Hilde-
gard Hamm-Brücher, 1998 Begründerin einer ersten Agenda der „Demokratiepolitik“, war 
die Demokratie als Lebensform immer voraussetzungsreich – zu garantieren durch politi-
sche Bildung, durch die Pflege demokratischer Kultur einerseits und durch die Wertschät-
zung der „freien Bürgergesinnung“ mündiger Bürgerinnen und Bürger andererseits. Das De-
mokratiefördergesetz hat ähnliche Anliegen. 
 
I.4. Ansprüche der Gestaltung des demokratischen Ethos im Demokratiefördergesetz 
Das Motiv der Bundesregierung für das DFördG ist, eine entschlossene Antwort auf eine 
„Vielzahl demokratie- und menschenfeindlicher Phänomene“ geben zu wollen, die „die frei-
heitliche demokratische Grundordnung und den gesellschaftlichen Zusammenhalt“ 
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bedrohen. Damit meint sie „unterschiedliche Formen des Extremismus“ und „eine sich in 
Teilen der Gesellschaft verfestigende demokratiefeindliche und gegenüber staatlichen Insti-
tutionen ablehnende Haltung“. Zu den demokratie- und menschenfeindlichen Phänomenen 
zählt sie konkret "(u)nter anderem Rassismus, Antisemitismus, Antiziganismus, Islam- und 
Muslimfeindlichkeit, Queerfeindlichkeit, Frauenfeindlichkeit, Sexismus, Behinderten-
feindlichkeit und Extremismen wie Rechtsextremismus, islamistischer Extremismus, Links-
extremismus sowie Hass im Netz, Desinformation und Wissenschaftsleugnung und die ge-
gen das Grundgesetz gerichtete Delegitimierung des Staates". 
 
In Antwort auf diese Phänomene gibt die Bundesregierung als leitenden Gedanken des 
DFördG aus, „die Demokratie in Deutschland als Gesellschaftsform und Grundlage des Zu-
sammenlebens zu schützen, weiter zu gestalten und für aktuelle und zukünftige Herausfor-
derungen zu stärken“ („A. Problem und Ziel“, S. 1). Dafür definiert der Gesetzesentwurf in 
§ 2 als Gegenstand von Maßnahmen vier Handlungsfelder und zwei Anliegen der Kapazi-
tätssteigerung. 
 
Vier Handlungsfelder… 

- Demokratieförderung zur Erhaltung und Stärkung der Demokratie (§ 2.1 und § 2.2) 
- politische Bildung (§ 2.3) 
- Extremismusprävention zur Prävention jeglicher Form von Extremismus und grup-

penbezogener Menschenfeindlichkeit (§ 2.4) 
- Vielfaltgestaltung zur Gestaltung von gesellschaftlicher Vielfalt und Teilhabe (§ 2.5) 

 
… und zwei Anliegen der Kapazitätssteigerung  

- die Stärkung und Förderung des Wissenstransfers, der Qualifizierung sowie der Ver-
netzung der Träger der Maßnahmen in den Bereichen Demokratieförderung, Vielfalt-
gestaltung, Extremismusprävention und politische Bildung (§ 2.6) 

- die Stärkung überregionaler Strukturen in den Bereichen Extremismusprävention, 
Vielfaltgestaltung und Opferhilfe - §§ 2.7, 2.8 und § 2.9 

 
Die Maßnahmen wiederum will der Bund sowohl in Eigenregie durchführen (§ 3) als auch 
„Maßnahmen Dritter“ (§ 4) fördern. 

- Die Förderung erfolgt insbesondere durch finanzielle Zuwendungen (§ 5.1) 
- Zu diesen Dritten zählen Träger der Zivilgesellschaft: juristische Personen sowohl 

des öffentlichen Rechts als auch des privaten Rechts (§ 5.1) 
 
I.5 Das Ethos der Demokratie aus drei Perspektiven: Demokratie als Staatsform, Regie-
rungsform und Lebensform 
Verschiedene Ansprüche an die Gestaltung des Ethos der Demokratie werden in der bishe-
rigen Diskussion offensichtlich aus drei unterschiedlichen Perspektiven abgeleitet, begrün-
det und bewertet: 
 

1. Demokratie als Staatsform – die freiheitlich-demokratische Grundordnung des föde-
ral, gewaltenteilig und subsidiär organisierten, wehrhaften Verfassungs- und Rechts-
staates. 
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a. Hier hat das innen- und sicherheitspolitische Leitbild der „wehrhaften Demo-
kratie“ seinen Ursprung, welches das DFördG durchdringt. 

b. Dazu gehört das Ziel, die Bedeutung des Rechts zu verstehen, also den 
„Rechtssinn“ (Otfried Höffe) zu entwickeln (§ 2.2). 

c. Dazu gehört das Teilziel der „Verhinderung der Entstehung jeglicher Form 
von Extremismus und gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit“ (§ 2.4) 
 

2. Demokratie als Lebensform vielfältigen, friedlichen und freiwilligen Zusammenle-
bens der Freien und an Rechten Gleichen. 

a. Hierzu gehören klassisch die Stärkung und Förderung demokratischer Werte, 
demokratischer Kultur und demokratischen Bewusstseins (§ 2.1) und die po-
litische Bildung (§ 2.3). 

b. Dazu gehört auch der seit 2015 im „Bundesprogramm Demokratie leben!“ ge-
förderten Schwerpunkt „Vielfalt gestalten“ (§ 2.5), der bisher das Teilziel der 
Bekämpfung von Diskriminierungen (jetzt: § 2.4) umfasste. 
 

3. Demokratie als Regierungsform – die Kunst geteilten Machtgebrauchs und gemein-
samen Selbstregierens auf Zeit. Democratic governance betrifft auch Formen koope-
rativen oder deliberativen Regierens. 

a. In dieser Perspektive wird die dem Entwurf vorgängige und zukünftig ge-
plante Konsultation betroffener zivilgesellschaftlicher Organisationen be-
grüßt oder kritisiert. 

b. Dazu gehören die Anliegen, die Handlungskapazität der Zivilgesellschaft im 
Sinne staatlicher Richtlinien zu steigern (§ 2.6 – 2.9). 

c. Zudem wird die Rolle des Parlaments und der Ministerien in der Bestimmung 
der Förderrichtlinien und der Projektevaluation thematisiert. 

d. Der Regierungskoalition wird unterstellt, die ideellen Überzeugungen der Re-
gierungsparteien in erzieherischer Art und Weise zu verbreiten und damit 
nicht nur die Grenzen demokratischer Regierung, sondern auch den Respekt 
vor der real existierenden Vielfalt der Demokratie als Lebensform zu verlet-
zen. 

 
II. Handwerkliche Durchführung des DFördG 
Die handwerkliche Durchführung des Gesetzentwurfs betrifft neben der Entstehung, der 
Ausrichtung und der inneren Rationalität des Gesetzentwurfs die vom Normenkontrollrat 
und den Ländern kritisch angesprochenen Punkte. Letztere werden hier nicht vertieft. 
 
II.1 Entstehung des Entwurfs: Verwaltungen konsultieren jenseits des Parlaments? 
Schon der Koalitionsvertrag machte deutlich, welch herausragende Rolle für unsere Demo-
kratie mittlerweile Verwaltungen spielen, die Stakeholder konsultieren. Besonders bemer-
kenswert ist die Beteiligung von Betroffenen an der Klärung von Formen künftiger (Selbst-
)Beteiligung an der Politik. Im vorliegenden Fall sollte „(z)ur verbindlichen und langfristig 
angelegten Stärkung der Zivilgesellschaft (…) nach breiter Beteiligung“ bis 2023 ein Demo-
kratiefördergesetz eingebracht werden. Zudem soll „mit der Zivilgesellschaft eine neue na-
tionale Engagementstrategie“ erarbeitet werden; und junge Menschen sollen „an 
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Entscheidungen, die sie betreffen“, beteiligt werden – was dann wohl auch für den „Natio-
nalen Aktionsplan für Kinder- und Jugendbeteiligung“ gelten müsste, der unter anderem 
„Qualitätsstandards für wirksame Beteiligung besser bekannt machen“ und „selbstbe-
stimmte Kinder- und Jugendparlamente und Beteiligungsnetzwerke stärken“ soll. „Migran-
tenselbstorganisationen, die auf dem Boden unserer freiheitlich demokratischen Grundord-
nung stehen“, gelten der Koalition ebenfalls als wichtige Partnerinnen und Partner – ver-
mutlich auch bei der Vorlage eines „Partizipationsgesetzes“ mit dem Leitbild „Einheit in 
Vielfalt“ für mehr migrantische Repräsentanz und Teilhabe? Dass die Bundesregierung dem-
entsprechend „ihre Kompetenz zur Unterstützung dialogischer Bürgerbeteiligungsverfah-
ren“ verstärken will, erscheint angesichts einer gewaltigen Konsultations-Agenda (hier nur 
Ausschnitte) notwendig. 
 
Der offene Prozess der Ministerien, Stakeholder der Zivilgesellschaft zu beteiligen, signali-
siert einerseits Partnerschaft statt Paternalismus. Aber ist er nicht auch problematisch? 

- Welche Legitimation verspricht sich der Gesetzgeber von "ein(em) breite(n) Beteili-
gungsverfahren mit zivilgesellschaftlichen Organisationen und Wissenschaftlerin-
nen und Wissenschaftler" zwischen Ende Februar und Anfang Mai 2022, wenn weder 
die eingegangenen Stellungnahmen veröffentlicht noch deren Auswertung transpa-
rent gemacht wurde, und wenn die Konferenz am 4. Mai als „eine PR-Veranstaltung 
für die beteiligten Ministerinnen“ (Rupert Graf Strachwitz) wahrgenommen wurde? 

- Welche Erwartungen hat der Gesetzgeber an die heutige Anhörung, wenn bereits für 
den 24. Mai 2023 der Beschluss im Ausschuss, den 26. Mai 2023 die Zweite und 
Dritte Lesung, den 16. Juni Stellungnahmen des Bundesrats und dann am 1. Juli 2023 
die Veröffentlichung durch den Bundespräsidenten geplant sind? 

- Zudem sieht der Koalitionsvertrag vor, den Bundestag „als Ort der Debatte und der 
Gesetzgebung“ zu stärken. Sollten wir in unserer Demokratie die Meinungsbildung 
nicht doch besser im Parlament als in Veranstaltungen und Konferenzen von Mini-
sterien zentrieren? 

 
II.2 Ausrichtung: Ein großes Versprechen und irregeführte Hoffnungen? 
Name und Begründungen des „Demokratiefördergesetzes“ versprechen, die Demokratie als 
Lebensform per parlamentarischem Beschluss und staatlicher Finanzierung wehrfähig zu 
machen. Sie erwecken den Eindruck, der freiheitlich-demokratische Staat könne und wolle 
ein demokratisches Ethos der Bürgerschaft garantieren und ausgestalten; zwar nicht im Al-
leingang, aber in der Kooptation einer mit Millionen geförderte Zivilgesellschaft könnten 
gesellschaftliche Werte, Konventionen und Praktiken auf wünschenswerte Weise ein Up-
date erfahren; und so könnte durch die gemeinsame Anstrengung von Staat und Nicht-Re-
gierungsorganisationen die Demokratie als wehrhafte Lebensform vor Bedrohungen durch 
Wertewandel, Inkompetenz, Extremismus, Menschenfeindlichkeit und einfältiger Diskrimi-
nierung gerettet werden.  
 
Mehr noch: Manche Wortmeldungen von Befürwortern des Demokratiefördergesetz lassen 
befürchten, es gehe tatsächlich darum, bis in die Mitte der Gesellschaft hinein Bürgerinnen 
und Bürger zu erziehen, indem die Zivilgesellschaft zur Vollzugshilfe des sich gegen ihr 



 6 

missliebiges Verhalten wehrenden Staates wird – und nur so könne die liberale Demokratie 
von ihren Bedrohungen und Leiden erlöst werden. 
 
Das Versprechen halte ich für zu groß und die genannten Hoffnungen zum Teil für irrege-
führt (vgl. III. 2). Zu Recht benennt der Koalitionsvertrag viele weitere Vorhaben, die einer 
Demokratieförderung i.S. einer Stärkung der Demokratie als widerstandskräftige Lebens-
form zuträglich wären. Die im Koalitionsvertrag weit verstreute demokratiepolitische 
Agenda ist beeindruckend ehrgeizig (Gohl 2022). Leider gewinnt man aber nicht den Ein-
druck, die Koalition sei sich ihrer demokratiepolitischen Agenda bewusst und würde sich 
um eine koordinierte Abarbeitung im Geiste eines konsistenten Leitbildes kümmern. 
 
Zur Ausrichtung des Gesetzes deshalb folgende Fragen: 

- Taugt das innen- und sicherheitspolitische Leitbild einer „wehrhaften Demokratie“ 
als Leitbild für eine lebendige und widerstandsfähige Zivilgesellschaft?  

o Sollten wir unsere gelebte und vielfältige Demokratie wirklich auf ein innen- 
und sicherheitspolitisches Projekt der Wehrhaftigkeit reduzieren? 

o Braucht die „Demokratie als Lebensform“ nicht andere Leitbilder als die „De-
mokratie als Staatsform“ der freiheitlich-demokratischen Grundordnung? 

- Muss man den weitreichenden Versprechen und Hoffnungen aller Befürworterinnen 
und Befürworter tatsächlich glauben – oder besser nicht? 

- Lassen sich Werte, Konventionen und Praktiken, die unsere Identitäten als demokra-
tische Bürgerinnen und Bürger, die Formen des Engagements von fast 30 Millionen 
Ehrenamtlichen prägen, wirklich so einfach verändern? 

- Weiß die eine Hand eigentlich, was die andere tut – in welchem Verhältnis steht das 
Demokratiefördergesetz und die durch sie zu verstetigenden Programme... 

o zum Bundesprogramm "Demokratie leben!"? 
o zum Bündnis für Demokratie und Toleranz bei der bpb? 
o zur Arbeit diverser Bundesstiftungen, darunter die Stiftung Erinnerung, Ver-

antwortung und Zukunft und die Deutsche Stiftung für Engagement und Eh-
renamt (DSEE)? 

o zum Programm Zusammenhalt durch Teilhabe? 
o Zur Antidiskriminierungsstelle des Bundes? 
o zur geplanten Engagementstrategie des Bundes? 
o zu der im Koalitionsvertrag geplanten „Strategie für gesellschaftlichen Zu-

sammenhalt, Demokratieförderung sowie Extremismusprävention“? 
o zur „Gesamtstrategie auf nationaler und europäischer Ebene aus Prävention, 

Deradikalisierung und effektiver Gefahrenabwehr“ im Kampf gegen Extremis-
mus und „allen verfassungsfeindlichen, gewaltbereiten Bestrebungen“ sowie 
zu den Anpassungen des „Nationalen Aktionsplans gegen Rassismus“ und 
„des Kabinettsausschusses zur Bekämpfung von Rechtsextremismus und Ras-
sismus“? 

o zu „bewährten Präventions- und Deradikalisierungsprogrammen“ und zum 
geplanten „Bundesprogramm gegen Rechtsextremismus und Menschenfeind-
lichkeit im Sport“? 
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o zur „ressortübergreifenden politischen Strategie gegen Gewalt“ gegen Frauen 
und einem neu zu erarbeitenden „ressortübergreifenden Nationalen Aktions-
plan für Akzeptanz und Schutz sexueller und geschlechtlicher Vielfalt“? 

o zu den gesetzlichen Grundlagen zur „Aufarbeitung struktureller sexualisierter 
Gewalt an Kindern und Jugendlichen in gesellschaftlichen Gruppen, wie 
Sportvereinen, Kirchen und der Jugendarbeit“? 

o zum geplanten „Nationalen Aktionsplan für Kinder- und Jugendbeteiligung“ 
o zum „Partizipationsgesetzes“ mit dem Leitbild „Einheit in Vielfalt“ für mehr 

migrantische Repräsentanz und Teilhabe? 
 
II.3 Rationalität der Demokratieförderung: Entsprechen die Mittel dem Zweck? 
Bestimmt der Zweck einer geschützten und gestärkten Demokratie in konsistenter Weise die 
Mittel des Schutzes und der Stärkung der Demokratie? In der 1. Lesung am 16. März 2023 
ist zu Recht das Diktum des ehemaligen Bundespräsidenten Gustav Heinemann zitiert wor-
den, dem zufolge man das Grundgesetz nicht mit Methoden verteidigen dürfe, die seinem 
Geist und seinen Zielen zuwiderliefen.  
 
Als Zweck kann der leitende Gedanke verstanden werden, „die Demokratie in Deutschland 
als Gesellschaftsform und Grundlage des Zusammenlebens zu schützen, weiter zu gestalten 
und für aktuelle und zukünftige Herausforderungen zu stärken“ („A. Problem und Ziel“, S. 
1 – vgl. auch I.4).  

- Man muss zugunsten des Entwurfs annehmen, dass hier „Demokratie als Gesell-
schaftsform“ nicht wie im üblichen Sinne die Gesamtheit des gesellschaftlichen Plu-
ralismus, der sozial und ökologisch verantwortlichen Marktwirtschaft inklusive Sys-
teme autonomer Konfliktregulierung (Mitbestimmung, Tarifvertragssystem), einer 
freien und vielfältigen Öffentlichkeit und Medienpluralismus sowie des bürger-
schaftlichen Engagements der Zivilgesellschaft unterhalb und in Assoziationen 
meint. Denn wie wünschenswert dieser breite Blick auch wäre, fiele er bei den Maß-
nahmen des Gesetzentwurfs ins Leere.  

- Stattdessen muss man naheliegenderweise davon ausgehen, die „Demokratie als Ge-
sellschaftsform“ hier Demokratie als verfasste Lebensform meint – also eine institu-
tionell geschützte und gesicherte, kulturell durchformte und alltäglich erfahrbare Er-
rungenschaft freiheitlichen, vielfältigen und friedlichen Miteinanders. 

 
Ohne Zweifel ist die institutionelle Sicherung aber gar nicht Gegenstand des vorgelegten 
Demokratiefördergesetz. Dafür nimmt der Koalitionsvertrag die Sicherheitsbehörden, Bun-
deswehr und Justiz in den Dienst der Freiheitsrechte. Die Sicherheitsbehörden, darunter der 
Verfassungsschutz und die Nachrichtendienste, sollen Bedrohungen der Demokratie durch 
Extremismus und verwandte (organisierte oder politisch motivierte) Kriminalität sowie Ter-
ror abwehren. Das ist aber nicht Gegenstand des Demokratiefördergesetzes. 
 
Dagegen soll aber (aus guten Gründen) die Demokratie als Lebensform, ausgedrückt in den 
Werten, Konventionen und Praktiken des demokratischen Ethos, Gegenstand von Gestaltung 
und Stärkung sein. 
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(1) Wie genau das gehen soll, wird den Programmen in den vier Handlungsfeldern 
„Demokratieförderung, Vielfaltgestaltung, Extremismusprävention und politi-
schen Bildung“ überlassen, die ihrerseits vom Bund in Eigenregie oder mit zivil-
gesellschaftlichen Vorhabensträgern umgesetzt werden. Die Richtlinien / Förder-
richtlinien dafür sollen von den zuständigen obersten Bundesbehörden nach vor-
herigem Einbezug von Zivilgesellschaft und Wissenschaft erlassen werden. Vor-
gesehen ist dann in jeder künftigen Legislaturperiode eine Berichterstattung an 
den Deutschen Bundestag zur Durchführung und Wirksamkeit der Maßnahmen. 

(2) Der Kapazitätssteigerung durch Wissenstransfer, Qualifizierung und Vernetzung 
der Maßnahmen-Träger sowie die Stärkung überregionaler Strukturen bleiben aber 
hinter den Hoffnungen der Enquete-Kommission zur „Zukunft des Bürgerschaftli-
chen Engagements“ von 2002 und leider auch hinter den Erwartungen der Fach-
diskussionen des Bundesnetzwerks Bürgerschaftliches Engagement zurück, eine 
dauerhaft wirksame Förderung unterstützender Infrastrukturen der Engagement- 
und Partizipationsförderung zu etablieren. „Damit der Bund hier eine Förderkom-
petenz bekommt, müssen die Länder zustimmen und das sog. ‚Kooperationsver-
bot‘ in der Engagement- und Demokratieförderung aufheben. Eine solche nachhal-
tige Förderung sollte sich auf die Infrastruktureinrichtungen in Vereinen und Ver-
bänden wie auch auf alle übergreifend tätigen Infrastruktureinrichtungen für En-
gagement und Beteiligung beziehen“ (Ansgar Klein). Das ist nicht erfolgt. 

 
Zur Bewertung der Zweck-Mittel-Rationalität ergeben sich folgende Fragen: 

- Haben Staat und Zivilgesellschaft tatsächlich deckungsgleiche Interessen zur Siche-
rung und Stärkung der Demokratie, wie der Gesetzesentwurf annimmt? 

- Zivilgesellschaftliche Organisationen sind höchst unterschiedliche Assoziations-Ty-
pen – welche Organisations-Typen sind eigentlich typische Träger geförderter Pro-
gramme (bspw. ehrenamtliche Organisationen vs. professionalisierte Dienstleister in 
den Bereichen Bildung, Beratung etc.)? 

- Ist die Kooperation bzw. Finanztransfer zwischen Staat und zivilgesellschaftlichen 
Partner-Organisationen tatsächlich wünschenswert – oder ist der Preis der Partner-
schaft nicht zu hoch: möglicherweise Abhängigkeiten vom staatlichen Transfer, Ver-
staatlichung bzw. Veradministrierung des Engagements, Verlust der Kritik- und Kon-
trollfunktion etc.? 

- Geben Gesetzestext, Instrumente und bisherige Erfahrungen und Evaluationen geför-
derter Projekte diese (symbolische) Wirksamkeit der gestärkten Demokratie tatsäch-
lich her? Welche Evidenzen haben wir denn für Wirksamkeit, wer wertet sie aus? 

- Wie realistisch ist das Ziel der „Prävention jeglicher Form von Extremismus und 
gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit“? 

- Ziehen zweifelhafte Projekte (wie die offensichtlich viel dazu zitierte „Meldestelle 
Antifeminismus“) auch andere Projekte in Zweifel? 

- Warum ist nicht selbstverständlich, dass sich Programmträger und Zuwendungsemp-
fänger von staatlicher Struktur- und Projektförderung im Dienst der Sicherung und 
Stärkung der Demokratie zu deren Grundlagen im Grundgesetz bekennen (Grundge-
setzklausel), sondern dass das als Misstrauen und Zumutung empfunden wird? 
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- Warum delegiert der Bundestag die Formulierung der entscheidenden Details von 
Richtlinien zur Programmteilnahme an die Exekutive, als ob es sich lediglich um 
technische Fragen etwa der Material-Beschaffung handelt? Macht es denn keinen Un-
terschied, ob demokratiepolitische Richtlinien eher in der Exekutive oder eher im 
Parlament entschieden werden? 

 
III. Eigene Empfehlungen zur Stärkung der Demokratie 
III.1 Anliegen der Demokratieförderung sollten als Teil von Demokratiepolitik verstanden 
werden. 
(1) Die liberale Demokratie ist eine Lebensform verantworteter Freiheit. Sie findet ihre Aus-

formungen in den Such- und Lernprozessen öffentlicher Kritik und Korrektur. Dafür 
bedarf sie einer wehrhaften freiheitlich-demokratischen Grundordnung, einer eigensin-
nigen und engagierten Zivilgesellschaft und einer klugen (und deshalb auch zurückhal-
tenden) Selbstregierung. Das schließt die Möglichkeit differenzierter Demokratieförde-
rung im Sinne des DFördG ein, für die unterschiedliche Akteure der liberalen Demokra-
tie in Achtung vor ihren verschiedenen Rollen zusammen wirken. 

(2) Demokratieförderung sollte ein Teil eines umfassenden Ansatzes von „Demokratiepoli-
tik“ (nach Hildegard Hamm-Brücher) sein. Das überfällige, mit Kontroversen zu bele-
bende Politikfeld betrifft die Gestaltung unserer liberalen Demokratie als Staats-, Regie-
rungs- und Lebensform und erfordert die Sorge um Institutionen, Verfahren, Öffentlich-
keiten, Assoziationen, Ethos und Personal demokratischer Such-, Lern und Gestaltungs-
prozesse. Ein wichtiger Teilbereich ist dabei die Engagementpolitik. Zu den Akteuren 
der Demokratiepolitik sollten sich Parteien, Parlamente, Regierungen, Kommunen, zi-
vilgesellschaftliche Assoziationen und der Bundespräsident zählen. 

(3) Zeitgemäße Demokratiepolitik müsste eine integrierte Antwort auf den dreifachen 
Stresstest der liberalen Demokratie sein: polarisiert von innen, bedroht durch System-
feinde von außen und herausgefordert durch Megatrends wie den Wandel von Klima 
und Demographie. Der (Rechts)Extremismus mag gegenwärtig zu den größten Bedro-
hungen der Demokratie von innen gehören; die größte Herausforderung dürfte aber sein, 
die Leistungsfähigkeit der liberalen Demokratie auf die multiplen Krisen ausuzrichten, 
um die Umbrüche von Transformationen zu echten Aufbrüchen für alle zu machen – 
also den Druck der Probleme umzuwandeln in einen Schub des Fortschritts  

 
III.2 Das Demokratiefördergesetz verdient nüchterne und differenzierte Unterstützung. 
(4) Das DFördG ist vor allem als ein Finanzierungsgesetz zu verstehen, das durch einen 

gesetzlichen Rahmen Planungssicherheit gewährleistet, weil er sowohl künftige Maß-
nahmen der Demokratieförderung unter einem gemeinsamen Dach ordnet, bündelt, ver-
stetigt und erleichtert als auch diese parlamentarisch legitimiert, sowohl durch eine po-
litische Anerkennung als auch durch eine materiell-rechtliche Grundlage. Das schafft 
Transparenz, erleichtert die Evaluation und schließlich die Kontrolle. 

(5) Befürchtungen einer staatlichen Steuerung des demokratischen Ethos oder einer Verbe-
amtung der Zivilgesellschaft sollten so wachsam wie gelassen behandelt werden. Weder 
lässt sich die Demokratie als Lebensform per Gesetz auf ein innen- und sicherheitspoli-
tisches Projekt der Wehrhaftigkeit verkürzen, noch durchdringen die Handlungsfelder 
und Anliegen des Demokratiefördergesetzes die Totalität der vielfältigen Lebensformen 
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der Demokratie, noch lässt sich die Vielfalt zivilgesellschaftlichen Engagements auf 
mögliche Programmträger verkürzen. Die Vollmacht für den Bund, eigene und zivilge-
sellschaftliche Maßnahmen zur Eindämmung des Extremismus und der politischen Bil-
dung zu finanzieren, ist kein totales Programm zur Förderung und Entwicklung der De-
mokratie. Daran ändert auch der Eifer in der Unterstützung des DFördG nichts. 

(6) Das Leitbild der „wehrhaften Demokratie“ sollte in der Begründung und öffentlichen 
Bewerbung des DFördG nicht mehr verwendet werden. Eine vitale Demokratie als Le-
bensform kann nicht auf die innen- und sicherheitspolitische Leistung der „Wehrhaf-
tigkeit“ verkleinert werden. Dagegen könnte eine „lernende Demokratie“ das Leitbild 
einer dialog-, erneuerungs- und friedensfähigen Demokratie sein. 

(7) Das DFördG ist kein und darf kein Instrument der Erziehung von Bürgern bis weit in 
die Mitte der Gesellschaft werden.  
a. Die Kultivierung von Lernprozessen verantworteter Freiheit setzt auf demokrati-

sche Metakompetenzen, nicht ideelle Erziehung als Mittel des Kulturkampfes. 
b. Entscheidend aus Sicht eines demokratischen Ethos (Werte, Konventionen und 

Praktiken gelebter Demokratie) ist die Frage, ob die Programme in den jeweiligen 
Handlungsfeldern Dispositionen, Kompetenzen und Formen horizontaler, ver-
nunftbasierter Interaktion zwischen Freien und an Rechten Gleichen fördern, wie 
sie alle Ebenen demokratischen Miteinanders von der alltäglichen Begegnung bis 
formalen politischen Institutionen prägen (Roberto Frega). 

c. „Vielfalt zu gestalten“ kann nur heißen, Toleranz, Neugier, Dialog- und Lernfähig-
keit zu stärken, nicht: die vorhandene und ideell vielleicht nicht immer genehme 
Vielfalt durch eine schöne neue Diversität zu ersetzen, die alle Bürgerinnen und 
Bürger schön zu finden haben und sprachlich korrekt zu benennen wissen. 

d. Demokratie heißt Streit nach Regeln, der den Dissens fruchtbar macht. Der Beutels-
bacher Konsens zum Überwältigungsverbot, zur Kontroversität und zur selbstbe-
wussten Urteilsfähigkeit muss erhalten bleiben. 

(8) Ein Bekenntnis zu den Werten des Grundgesetzes ist das Mindeste, was man von Pro-
grammträgern erwarten darf, die das Ethos der Demokratie stärken wollen. 

(9) Der Unterausschuss Bürgerschaftliches Engagement sollte sich an der Formulierung der 
entscheidenden Details von Richtlinien des DFördG beteiligen und sich regelmäßig be-
richten lassen. 

 
III.3 Offene Punkte der Demokratieförderung: Neuer Anlauf Engagementstrategie des Bun-
des? 
(10) Das DFördG antwortet lediglich auf den Stresstest der Demokratie von innen – auf Po-

larisierungen, die sich in Realitätsflucht, Verschwörungen und Extremismus zeigen. 
Aber selbst hier greifen die Maßnahmen zur Pflege des demokratischen Ethos zu kurz 
und reichen nicht aus. Diese Versäumnisse müssen dringend adressiert werden. 
a. Prävention muss auf dauerhafte Lernprozesse setzen, die demokratische Haltungen, 

Dispositionen, Werte und Praktiken stärken. Diese Lernprozesse finden im selbst-
wirksamen Engagement statt, wo in der Lebenswelt „die Gesellschaft zumindest im 
Kleinen“ gestaltet werden kann. Darauf weisen das Netzwerk Engagementförderung 
und das Bundesnetzwerk Bürgerschaftliches Engagement zu Recht seit Langem hin. 
Dafür braucht es dauerhafte Infrastrukturen und eine dementsprechende 
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Strukturförderung. Zur Engagementstrategie des Bundes sollte deshalb dringend ein 
„Engagementfördergesetz“ gehören. 

b. Zur künftigen Engagementstrategie des Bundes muss es auch gehören, Initiativen, 
Vereinen und Verbänden das Leben und das selbstwirksame Engagement einfacher 
zu machen – so durch Entbürokratisierung; eine digitale Infrastruktur und Ein-
übung in digitale Lösungen, die praktisch und sorgenfrei funktioniert; die dringli-
che Erneuerung des Gemeinnützigkeitsrechts ohne Gängelungen politischer Betäti-
gung; analog zu Verwaltungshochschulen Lehrgänge zur zivilgesellschaftlichen 
Führung und Organisation; und Investitionen in die Zivilgesellschaftsforschung. 

(11) Zur Polarisierung und Realitätsflucht tragen auch Soziale Medien mit Geschäftsmodel-
len bei, die Emotionalisierung, Gruppen- und Schwarzweiß-denken befördern. Morali-
sierung, Identitätspolitik, Ängste und Konflikte sind Geschäftsmodelle geworden, die 
sich gut bewirtschaften lassen. Wer die Demokratie stärken und fördern will, muss So-
ziale Medien in Verantwortung für Wahrhaftigkeit nehmen und neue Verdienstmodelle 
für Medien ermöglichen. 

 
III.4. Ausblick auf die 21. Legislatur: Künftige Bausteine der Demokratieförderung? 
(12) Es bedarf eines Bundesbeteiligungsgesetzes analog kommunaler Beteiligungssatzungen, 

um den Status und die Standards von Konsultationen und Dialogen zu regeln, deren 
Adressat Institutionen des Bundes sind – der Bundestag und seine Ausschüsse, aber 
auch Ministerien. Der Einbezug wissenschaftlicher Kompetenz braucht ebenso Ord-
nungspolitik wie das Beiratswesen der Ministerien und des Bundestags. 

(13) Die engagement- und demokratiepolitische Agenda braucht in der kommenden 21. Le-
gislatur einen Hauptausschuss Demokratie und bürgerschaftliches Engagement als Fo-
rum der Verständigung wie als Treiber der Veränderung. Die Leistungsfähigkeit unserer 
liberalen Demokratie im Systemwettbewerb und Transformationsdruck darf nicht er-
neut zum Nebenthemen in anderen Ausschüssen degradiert, zerstückelt und zerrissen 
werden. Über 600.000 Vereine, knapp 30 Millionen bürgerschaftlich engagierte Men-
schen, 60 Millionen Wahlberechtigte und 80 Millionen in Deutschland lebende Men-
schen verdienen, dass die Institutionen, Verfahren und rechtlichen, personellen und 
finanziellen Bedingungen einer lebendigen und vielfältigen Demokratie in einem 
Hauptausschuss gebündelt behandelt werden. Der Hauptausschuss müsste auch eine 
jährliche Begutachtung zur gesamtdemokratischen Entwicklung ausschreiben. 

(14) Die Fähigkeit unseres demokratischen Systems, die Herausforderungen und Krisen des 
anstehenden Transformations-Jahrzehnts nachhaltig zu bewältigen, erfordert Such-, 
Lern- und Veränderungsprozesse. Sie werden über den inneren Frieden in Deutschland 
entscheiden. Eine lernende Demokratie braucht einen lernenden Staat, eine lernende 
Gesellschaft und als zentralen Ort demokratischer Lernprozesse: ein lernendes Parla-
ment. Wer den Fortschritt wagen will, muss Demokratie besser machen – und das be-
ginnt damit, der Engagement- und Demokratiepolitik im Deutschen Bundestag einen 
zentralen Ort zu geben. 

 
Tübingen, 21. März 2023 
Dr. Christopher Gohl 
Weltethos Institut an der Universität Tübingen 
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